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Modul Sachverhalt

Leistungsschlüssel 99108012005002

Leistungsbezeichnung I

Leistungsbezeichnung II Straßennutzung; Beantragung einer
Sondernutzungserlaubnis für Bundes- und
Staatstraßen außerhalb einer Ortschaft

Typisierung 2/3 - Bund: Regelung (2 oder 3), Land/Kommune:
Vollzug

Quellredaktion Bayern

Freigabestatus Katalog unbestimmter Freigabestatus

Freigabestatus Bibliothek unbestimmter Freigabestatus

Begriffe im Kontext

Leistungstyp

Leistungsgruppierung

Verrichtungskennung

SDG-Informationsbereich

Lagen Portalverbund

Einheitlicher
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Ansprechpartner

Fachlich freigegeben am 23.01.2025

Fachlich freigegen durch Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und
Verkehr

Handlungsgrundlage http://bundesrecht.juris.de/fstrg/__8.html
http://bundesrecht.juris.de/fstrg/__8.html
http://bundesrecht.juris.de/fstrg/__8a.html
http://bundesrecht.juris.de/fstrg/__8a.html
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Ba
yStrWG
https://www.gesetze-bayern.de/Content/Document/Ba
yStrWG

Teaser Wenn Sie Bundes- und Staatsstraßen außerhalb von
Ortsdurchfahrten nicht nur für verkehrliche Zwecke,
sondern auch für Ihre eigenen Interessen oder
gewerblichen Aktivitäten in Anspruch nehmen wollen,
benötigen Sie hierfür eine Sondernutzungserlaubnis.

Volltext Grundsätzlich ist die Benutzung der öffentlichen
Straßen und ihrer Bestandteile im Rahmen ihrer
Widmung für den Verkehr jedermann gestattet
(Gemeingebrauch). Der Gemeingebrauch umfasst in
erster Linie den Verkehr im engeren Sinne, d. h. im
Sinne von Fortbewegung, Ortsveränderung, Transport.
Bei bestimmten öffentlichen Straßen, vor allem
Fußgängerzonen, tritt hierzu der sog. "kommunikative
Gemeingebrauch".

Jede über den Gemeingebrauch hinausgehende
Nutzung stellt eine Sondernutzung dar. Für
Sondernutzungen, die geeignet sind, den
Gemeingebrauch zu beeinträchtigen, ist eine
öffentlich-rechtliche Sondernutzungserlaubnis
erforderlich. Entscheidend ist immer die Beurteilung
des konkreten Einzelfalles. Es ist daher
empfehlenswert, sich rechtzeitig mit der zuständigen
Straßenbaubehörde in Verbindung zu setzen. Als
öffentlich-rechtliche Sondernutzung gelten weiter
Zufahrten zu Bundes- und Staatsstraßen außerhalb
der geschlossenen Ortslage. Bei der Erteilung einer
Sondernutzungserlaubnis handelt es sich um eine
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Ermessensentscheidung; sie darf nur auf Zeit oder auf
Widerruf erteilt werden, kann mit Auflagen versehen
werden und ist in der Regel mit der Zahlung von
Sondernutzungsgebühren verbunden.

Sportveranstaltungen wie Rallyes und Radrennen oder
Stadtfeste stellen ebenfalls Sondernutzungen dar,
wobei aber keine Sondernutzungserlaubnis
erforderlich ist, wenn diese bereits einer Erlaubnis
oder Ausnahmegenehmigung aufgrund des
Straßenverkehrsrechts bedürfen. Gleiches gilt für
Sondernutzungen, für die nach den Vorschriften des
Baurechts eine Baugenehmigung erforderlich ist (z. B.
Freischankflächen, ortsfeste Verkaufsstände).

Erforderliche Unterlagen

Voraussetzungen Sie möchten eine Bundes- und Staatsstraße außerhalb
einer Ortsdurchfahrt nicht für verkehrliche Zwecke,
sondern für Ihre eigenen Interessen oder gewerblichen
Aktivitäten in Anspruch nehmen.

Kosten Für Sondernutzungen an Staatsstraßen und an
Bundesfernstraßen außerhalb der Ortsdurchfahrten
werden keine Sondernutzungsgebühren erhoben.

Verfahrensablauf Der Antrag auf Erteilung einer
Sondernutzungserlaubnis muss bei der jeweils
zuständigen Straßenbaubehörde gestellt werden. Für
Bundes- und Staatsstraßen außerhalb von
Ortsdurchfahrten sind die Staatlichen Bauämter
zuständig.

Die vorzulegenden Unterlagen richten sich nach der
Art der beabsichtigten Benutzung und können von
einer bloßen Beschreibung bis zur Vorlage von
Bauplänen reichen. In Zweifelsfällen wenden Sie sich
bitte an die jeweils zuständige Behörde.

Bearbeitungsdauer

Frist Die Sondernutzungserlaubnis muss vor
Nutzungsbeginn erteilt sein, eine rechtzeitige
Antragstellung (abhängig von der Art der
beabsichtigten Nutzung zwischen 2 und 4 Wochen
vorher) ist daher erforderlich.
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weiterführende
Informationen

Hinweise Für Sondernutzungen, durch die der Gemeingebrauch
nicht beeinträchtigt wird, ist eine privatrechtliche
Gestattung erforderlich. Hierzu zählt zum Beispiel das
Verlegen von Leitungen, Kabeln oder Rohren der
öffentlichen Versorgung. Zuständig für den Abschluss
entsprechender Verträge ist ebenfalls die jeweilige
Straßenbaubehörde. Die Verlegung von
Telekommunikationslinien ist im
Telekommunikationsgesetz (TKG) geregelt.

Rechtsbehelf

Kurztext

Ansprechpunkt

Zuständige Stelle

Formulare

Ursprungsportal BayernPortal, BayernPortal
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